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43. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Arabischen
Republik Ägypten über die wirtschaftliche, industrielle, technische und techno-
logische Zusammenarbeit

43.
ABKOMMEN

zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Arabischen
Republik Ägypten über die wirtschaftliche, industrielle, technische und technologische

Zusammenarbeit

Die Österreichische Bundesregierung und die Regierung der Arabischen Republik Ägypten, im
folgenden „Vertragsparteien“ genannt, sind,

– im Bestreben die wirtschaftliche, industrielle, technische und technologische Zusammenarbeit auf
der Grundlage der Gegenseitigkeit und des beiderseitigen Vorteils zu fördern und zu vertiefen,

– in der Überzeugung, daß ein neues Abkommen eine günstige Voraussetzung und eine geeignete
Grundlage zur Weiterentwicklung der Zusammenarbeit schafft,

– unter Bedachtnahme auf das Kooperationsabkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und der Arabischen Republik Ägypten sowie die diesbezüglichen (Zusatz)Protokolle,

– ausgehend von marktwirtschaftlichen Grundsätzen,
– im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften,

wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragsparteien werden im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften um
die Fortsetzung, Weiterentwicklung und Ausweitung der wirtschaftlichen, industriellen, technischen und
technologischen Zusammenarbeit bemüht sein.

Artikel 2

Den Zielsetzungen des Artikels 1 entsprechend, werden die Vertragsparteien im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten die Außenwirtschaftsbeziehungen zwischen den Unternehmen, Organisationen, Gesellschaften
und Institutionen, im folgenden „Unternehmen“ genannt, beider Staaten fördern.

Artikel 3

Unter Bedachtnahme auf die langjährigen Außenwirtschaftsbeziehungen und den Stand der wirt-
schaftlichen, industriellen, technischen und technologischen Zusammenarbeit stimmen die Vertragspar-
teien überein, daß günstige Möglichkeiten für eine langfristige Zusammenarbeit insbesondere in folgen-
den Bereichen gegeben sind:

– Agro- und Lebensmittelindustrie, Verarbeitung und Lagerung landwirtschaftlicher Produkte;
– Landwirtschaft und Agrartechnik;
– Wasser- und Forstwirtschaft;
– Gesundheitswesen, Medizintechnik, medizinische und pharmazeutische Industrie;
– Energiewesen einschließlich Zusammenarbeit auf Drittmärkten;
– chemische und petrochemische Industrie;
– elektrische Geräte und Haushaltstechnik;
– elektronische und elektrotechnische Industrie;
– Metallurgie einschließlich Buntmetallurgie und metallbearbeitende Industrie;
– Industrieausrüstung und -zulieferungen;
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– Aufsuchung, Gewinnung, Aufbereitung, Veredelung und Weiterverarbeitung sowie Vermarktung
von mineralischen Rohstoffen und Bergbauprodukten;

– Ausbau und Revitalisierung des Kraftwerksparks sowie des Hochspannungsleitungswerkes und
der Leitungsnetze für Erdgas und Erdöl.

Artikel 4

Die Vertragsparteien werden höchstes Interesse der Zusammenarbeit bei Entwicklung und Ausbau
von Infrastruktursystemen in folgenden Bereichen widmen:

– Tourismusinfrastruktur;
– Abfallwirtschaft und Recycling;
– Wasserwirtschaft;
– Eisenbahnen;
– Telekommunikation;
– Energieerzeugung und -versorgung;
– Luftfahrt.

Artikel 5

Die wirtschaftliche, industrielle, technische und technologische Zusammenarbeit könnte vorwiegend
in folgenden Formen verwirklicht werden:

– Gründung von Gemeinschaftsunternehmen, Errichtung von Handelsvertretungen und -nieder-
lassungen;

– Technologie- und Know-how-Transfer;
– Kooperationsvereinbarungen zur effizienteren Ausnutzung von Produktionskapazitäten, Mini-

mierung der Produktionskosten und Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit;
– Revitalisierung, Modernisierung, Ausbau, Automation bestehender Anlagen und Industrien,

Rüstungskonversion;
– Marketing, Consulting und sonstige Dienstleistungen;
– Erstellung von Feasibility – Studien;
– Organisation und Durchführung von gemeinsamen Seminaren, Symposien und Konferenzen,

Austausch von Delegationen und Experten im Wirtschaftsbereich;
– Zusammenarbeit und Erfahrungsaustausch bei der Erwachsenen-Berufsausbildung;
– Errichtung von Vocational Training Centers;
– Austausch von Patenten und Lizenzen sowie sonstigen gewerblichen Schutzrechten.

Artikel 6

Bei der Verwirklichung der Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens werden die Vertrags-
parteien moderne und umweltfreundliche Technologien sowie die Schonung ökologischer Ressourcen
anstreben und unterstützen. Die Projekte sollen nach dem neuesten Stand der Technik verwirklicht
werden.

Artikel 7

Die Vertragsparteien sind sich der Bedeutung der Beziehungen im Bereich des Tourismus bewußt,
deren Grundlage das Regierungsabkommen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Fremden-
verkehrs vom 11. November 1983 bildet.

Artikel 8

Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat geltenden
Rechtsvorschriften Beratungsleistungen, Berufsausbildung sowie insbesondere die Aus- und Weiter-
bildung von Facharbeitern und -angestellten sowie von Führungskräften vor allem auf dem Gebiete der
Außenwirtschaft, der Wirtschaftsverwaltung, des Tourismus, des gewerblichen Rechtsschutzes, Bank-,
Finanz- und Versicherungswesens fördern.

Artikel 9

Die Vertragsparteien werden den Schutz des gewerblichen Eigentums und dessen Durchsetzung im
Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und insbesondere
auf Grundlage der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums fördern sowie
Maßnahmen zur Weiterentwicklung und zum Ausbau der Zusammenarbeit vereinbaren.
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Artikel 10

Falls keine andere Vereinbarung getroffen wird, erfolgt die wirtschaftliche, industrielle, technische
und technologische Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen beider Staaten im Rahmen dieses
Abkommens auf kommerzieller Grundlage.

Artikel 11

Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung
kleiner und mittlerer Unternehmen an den bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen an und werden im
Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften günstige Rahmenbedingungen fördern.

Artikel 12

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unternehmen zur Streitbeilegung primär freundschaftliche
Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen.

(2) Im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften und auf Grund der vertraglichen
Vereinbarungen zwischen den Unternehmen fördern die Vertragsparteien

a) die Regelung von Streitfragen zwischen Unternehmen im Zusammenhang mit Handels- und
Kooperationsgeschäften sowie bei der Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und Direktin-
vestitionen der Vertragsparteien durch Schiedsgerichte,

b) die Anwendung der von der Kommission der Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht
(UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln und die Einschaltung eines Schiedsgerichts eines
Unterzeichnerstaates des 1958 in New York geschlossenen Übereinkommens über die Aner-
kennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche oder des „Cairo Regional Center for
International Commercial Arbitration“.

Artikel 13

Die während der Geltungsdauer des vorliegenden Abkommens von den Unternehmen beider Ver-
tragsparteien übernommenen Rechte und Verpflichtungen bleiben von Änderungen oder vom Ablauf des
vorliegenden Abkommens unberührt.

Artikel 14

(1) Mit dem vorliegenden Abkommen wird ein „Gemischter Ausschuß“ errichtet, welcher auf
Wunsch einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd nach Österreich oder Ägypten einberufen wird.

(2) Zu den Aufgaben dieses Gemischten Ausschusses gehören insbesondere:
a) Erörterung der Entwicklung und des Standes der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen,
b) Aufzeigen neuer Möglichkeiten zur Weiterentwicklung der zukünftigen wirtschaftlichen Zu-

sammenarbeit,
c) Ausarbeitung von Vorschlägen zur Verbesserung der Bedingungen der wirtschaftlichen, indus-

triellen, technischen und technologischen Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen beider
Staaten,

d) Unterbreitung von Empfehlungen zur Anwendung dieses Abkommens.

(3) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien über die Anwendung oder Auslegung
des vorliegenden Abkommens sollen im Rahmen des Gemischten Ausschusses beigelegt werden.

Artikel 15

Dieses Abkommen gilt unbeschadet und vorbehaltlich der Verpflichtungen, die sich aus der
Zugehörigkeit Österreichs zur Europäischen Union ergeben. Die Bestimmungen des Abkommens können
daher auf keinen Fall in der Weise geltend gemacht oder ausgelegt werden, daß sie die Verpflichtungen,
die sich aus dem Vertrag über die Europäische Union oder aus den Abkommen zwischen der Arabischen
Republik Ägypten und der Europäischen Gemeinschaft ergeben, aufheben oder berühren.

Artikel 16

Mit Rechtswirksamkeit des vorliegenden Abkommens treten folgende zwei Abkommen außer Kraft:
1. Handelsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der

Vereinigten Arabischen Republik vom 1. Juni 1960;
2. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Arabischen

Republik Ägypten über wirtschaftliche und technische Zusammenarbeit vom 18. Jänner 1975.
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Artikel 17

Das vorliegende Abkommen tritt am ersten Tag, an dem die Vertragsparteien einander das Vorliegen
der innerstaatlichen Voraussetzungen notifiziert haben für die Dauer von drei Jahren in Kraft und
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn es nicht von einer der beiden Vertragsparteien drei
Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit schriftlich gekündigt wird.

ZU URKUND DESSEN haben die bevollmächtigten Vertreter beider Staaten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Kairo, am 12. September 1996 in zwei Originalen in deutscher, arabischer und
englischer Sprache, wobei alle Texte in gleicher Weise authentisch sind. Im Falle von Meinungs-
verschiedenheiten hinsichtlich der Auslegung ist der englische Text maßgebend.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Benita Ferrero-Waldner

Für die Regierung der Arabischen Republik Ägypten:

Amre Mahmoud Moussa
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Amre Mahmoud Moussa Dr. Benita Ferrero-Waldner
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AGREEMENT
between the Federal Government of the Republic of Austria and the Government of the

Arab Republic of Egypt on Economic, Industrial, Technical and Technological
Cooperation

The Federal Government of the Republic of Austria and the Government of the Arab Republic of
Egypt, hereinafter referred to as “contracting parties”

– wishing to promote and intensify the economic, industrial, technical and technological
cooperation on the basis of reciprocity and mutual benefit,

– convinced that a new agreement will create favourable conditions and a suitable basis for the
further development of cooperation,

– taking account of the cooperation agreement between the European Economic Community and
the Arab Republic of Egypt as well as of the according (additional) protocols,

– based on the principles of market economy,
– within the framework of the respective legislation in force in the two countries,

have agreed as follows:

Article 1

The contracting parties shall promote, in the framework of their respective legislation, the
continuation, further development and expansion of the economic, industrial, technical and technological
cooperation.

Article 2

According to the objective of Article 1, the contracting parties will promote within the framework of
their possibilities the foreign economic relations between the enterprises, organisations, societies and
institutions, hereinafter referred to as “enterprises”.

Article 3

Considering the longstanding economic relations and the status quo of economic, industrial, technical
and technological cooperation the contracting parties agree that favourable conditions for a long-term
cooperation exist inter alia in the following areas:

– agricultural and food processing industry, processing and storage of agricultural products;
– agriculture and agricultural technology;
– water and forestry industries;
– health care, medical technology, medical and pharmaceutical industry;
– energy, including the cooperation on third markets;
– chemical and petrochemical industries;
– electric equipment and household technology;
– electronic and electrotechnical industries;
– metallurgy including coloured metals and metal-processing industries;
– industrial equipment and supplies;
– exploration, production, preparation, treatment and further processing as well as marketing of

mineral raw materials and mining products;
– expansion and revitalization of existing power plants and of the high-tension transmission system

and the petroleum and natural gas pipelines.

Article 4

The contracting parties will show utmost interest in cooperating in the development and expansion of
the infrastructure systems inter alia in the following areas:

– infrastructure of tourism;
– waste disposal industry and recycling;
– water industry;
– railroads;
– telecommunications;
– energy production and supply;
– aviation.

Article 5

The economic, industrial, technical and technological cooperation could be mainly achieved
according to the following patterns:
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– foundation of joint ventures, establishment of company representations and branch offices;
– transfer of technology and know-how;
– cooperation agreements for a more efficient use of production capacities, minimization of

production costs and improvement of international competitiveness;
– revitalization, modernization, expansion, automation of existing plants and industries;
– marketing, consulting and other services;
– draw up of feasibility studies;
– organization and execution of joint seminars, symposia and conferences, exchange of delegations

and experts in the economic field;
– cooperation and exchange of views in the field of adult vocational training;
– establishment of vocational training centers;
– exchange of patents and licences as well as of other industrial property rights.

Article 6

In achieving cooperation within the framework of this Agreement the contracting parties shall strive
for and support modern and ecologically sound technologies, as well as the careful use of ecological
resources. The projects shall be realized according to the latest technical standards.

Article 7

The contracting parties realize the importance of relations in the field of tourism, based on the
Government Agreement of November 11th, 1983 regarding the Cooperation in the Field of Tourism.

Article 8

Within the framework of their possibilities and the legal regulations in force in the respective
countries the contracting parties shall promote advisory services, vocational training and especially the
coaching and extended training of skilled workers and employees as well as executive personnel, mainly
in the fields of foreign economy, business administration, tourism, patents, banking, financing and
insurance business.

Article 9

The contracting parties shall promote the protection and enforcement of industrial property in the
framework of their possibilities and the legal regulations in the respective countries, and, especially, on
the basis of the Paris Convention for the Protection of Industrial Property and shall agree on measures for
the further development and intensification of cooperation.

Article 10

If not provisioned for differently, the economic, industrial, technical and technological cooperation
between the enterprises of both countries will be carried out within the framework of this Agreement on
commercial basis.

Article 11

The contracting parties recognize the advantage of and necessity for a stronger participation of small
and medium-sized enterprises in bilateral foreign economic relations and shall promote favourable general
terms within the framework of the legal regulations in force in the respective countries.

Article 12

1. The contracting parties shall primarily recommend to enterprises the amicable settlements of
disputes in mutual agreement.

2. Within the framework of the legal regulations in force in both countries and based on contractual
agreements between the enterprises the contracting parties shall promote:

(a) the settlement of disputes between enterprises in connection with trade and cooperation deals and
in the foundation of joint ventures and direct investments of the contracting parties at arbitration
courts,

(b) the application of the settlement rules prepared by the UN Commission for International Trade
Law (UNCITRAL) and the appeal to an arbitration court of a signatory state of the Convention
signed in 1958 in New York on the Recognition and Enforcement  of Foreign Arbitral Awards or
of the “Cairo International Center for International Commercial Arbitration”.
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Article 13

The legal rights and obligations assumed by enterprises of both contracting parties during the period
of validity of this Agreement shall remain unaffected by the amendment or expiry of this Agreement.

Article 14

1. Upon conclusion of this Agreement a “Joint Commission” shall be established, that shall  be
convened upon request of each of the contracting parties alternatively in Austria or in Egypt.

2. The duties of this Joint Commission shall especially comprise:
(a) discussion of the development and status quo of the bilateral foreign economic  relations,
(b) pointing out of new possibilities for the further development of the future economic cooperation,
(c) drawing up of suggestions for the improvement of the terms for the economic, industrial,

technical and technological cooperation between enterprises of both countries,
(d) submission of suggestions for the application of this Agreement.

3. Differences of opinion between the contracting parties on the application or interpretation of this
Agreement are to be settled within the framework of the Joint Commission.

Article 15

This Agreement shall apply without prejudice to the obligations flowing from membership of the
European Union, and subject to those obligations. Consequently the provisions of this Agreement may not
be invoked or interpreted in such a way as to invalidate or otherwise affect the obligations imposed by the
Treaty on European Union or by the agreements between the Arab Republic of Egypt and the European
Community.

Article 16

Upon entering into force of this Agreement the following two agreements shall no longer be valid:
1. the Trade Agreement between the Federal Government of the Republic of Austria and the

Government of the United Arab Republic of June 1, 1960;
2. the Agreement on Economic and Technical Cooperation between the Austrian Federal

Government and the Government of  the Arab Republic of Egypt of January 18, 1975.

Article 17

This Agreement shall enter into force on the date of exchanging notes indicating completion of
constitutional procedures of both countries and shall be valid for three years period, thereafter it shall be
extended for successive one year period unless either Party notifies the other, in writing, of its intention to
terminate it three months prior to its expiry.

IN WITNESS WHEREOF, the representatives duly authorized thereto, have signed this Agreement.

DONE at Cairo on the 12th of september 1996, in two originals, in German, Arabic and English
language, all texts being equally authentic. In case of divergence of interpretation, the English text shall
prevail.

For the Federal Government of the Republic of Austria:

Dr. Benita Ferrero-Waldner

For the Government of the Arab Republic of Egypt:

Amre Mahmoud Moussa

Die Notifikationen gemäß Art. 17 des Abkommens wurden am 1. April 1999 bzw. 21. November
2000 vorgenommen; das Abkommen ist gemäß seinem Art. 17 mit 21. November 2000 in Kraft getreten.

Schüssel


